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Helga und Edzard Reuter-Stiftung 
im Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft

Satzung

§ 1 - Name, Rechtsform, Sitz, Wirtschaftsjahr

(1)	� Die Stiftung führt den Namen Helga und Edzard Reuter-Stiftung.

(2)	� Sie ist eine rechtsfähige Stiftung des bürgerlichen Rechts und hat ihren Sitz in Berlin.

(3)	 Wirtschaftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 2 - Stiftungszweck

(1)	� Die Stiftung verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne 
des Abschnitts ‘Steuerbegünstigte Zwecke’ der Abgabenordnung (AO).

(2)	� Zweck der Stiftung ist die Förderung von Wissenschaft und Forschung, der 
Erziehung, Volks- und Berufsbildung, von Kunst und Kultur sowie die Förderung 
internationaler Gesinnung und der Toleranz auf allen Gebieten der Kultur und der 
Völkerverständigung.

 
	� Zweck der Stiftung ist auch die Beschaffung von Mitteln gemäß § 58 Nr. 1 AO 

zur Förderung von Wissenschaft und Forschung, der Erziehung, Volks- und 
Berufsbildung, von Kunst und Kultur sowie die Förderung internationaler Gesinnung 
und der Toleranz auf allen Gebieten der Kultur und der Völkerverständigung, für die 
Verwirklichung der steuerbegünstigten Zwecke einer anderen Körperschaft oder 
für die Verwirklichung steuerbegünstigter Zwecke durch eine Körperschaft des 
öffentlichen Rechts. Soweit die Stiftung nicht im Wege der institutionellen Förderung 
tätig wird, verwirklicht sie ihre Aufgaben selbst oder durch eine Hilfsperson im Sinne 
des § 57 Absatz 1 Satz 2 AO nach Maßgabe von Absatz 3.

(3)	� Der Stiftungszweck wird verwirklicht insbesondere durch die Durchführung und 
Förderung von Forschungsprojekten, wissenschaftlichen Studien, Veranstaltungen 
und die Vergabe von Preisen (,,Helga und Edzard Reuter-Preis”) an Personen und/
oder Institutionen, die sich nachweislich um den Stiftungszweck verdient gemacht 
haben.

	 –	� Die Stiftung kann die von ihr verfolgten Zwecke auch durch Förderung anderer 
gemeinnütziger Einrichtungen erfüllen. Dies insbesondere durch,

	 –	� Unterstützung wissenschaftlicher Einrichtungen und Tätigkeiten, die dem 
Stiftungszweck dienen, insbesondere des Wissenschaftskollegs zu Berlin,

	 –	� Unterstützung von Institutionen und Organisationen, die sich der Förderung der 
internationalen Gesinnung, der Toleranz, der Kultur und der Völkerverständigung 
durch praktische Arbeit widmen,

	 –	� Unterstützung von Projekten anderer Einrichtungen, die erfolgversprechend auf 
den Stiftungszweck ausgerichtet sind.

	� Die Stiftung will dadurch gesellschaftliche Integration in Deutschland 
fördern. Integration meint das gedeihliche, sich gegenseitig befruchtende 
Zusammenleben von Menschen unterschiedlicher Abstammung, sei es im Hinblick 
auf ihre Zugehörigkeit zu Volksgruppen, ihre religiösen oder weltanschaulichen 
Überzeugungen oder ihre sozialen und kulturellen Traditionen. Inhaltlich soll der 
Schwerpunkt der Stiftungsaktivitäten auf kulturellem, bildungsbezogenem und 
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politischem Gebiet liegen; eine Einengung auf eine rein sozialpolitische Ausrichtung 
soll vermieden werden, ohne jedoch deren Berücksichtigung auszuschließen. Nicht 
zuletzt soll die Stiftung damit in dem genannten Sinne zur Integration ethnischer 
oder religiöser Minderheiten in der Bundesrepublik Deutschland beitragen.

	� Der Katalog der Maßnahmen der Zweckverwirklichung ist nicht abschließend. Die 
Stiftung kann weitere Maßnahmen ergreifen, die geeignet sind, den Stiftungszweck 
umzusetzen. Bei Nachhaltigkeit dieser Maßnahmen sollte eine Aufnahme in die 
Satzung erfolgen.

(4)	 Ein Rechtsanspruch auf die Zuwendung von Stiftungsmitteln besteht nicht.

(5)	� Die Stiftung ist nicht verpflichtet, sämtliche der in Absatz 2 genannten Zwecke und 
in Absatz 3 genannten Maßnahmen jederzeit und in einem ausgewogenen Verhältnis 
zueinander zu verwirklichen.

(6)	� Zur Erfüllung ihrer Aufgaben kann die Stiftung jederzeit mit anderen privaten und 
öffentlichen Institutionen – welche ausschließlich steuerbegünstigte Körper
schaften bzw. Körperschaften des öffentlichen Rechts sind – zusammenarbeiten, 
öffentliche Stellungnahmen abgeben und dabei insbesondere auch Handlungen der 
politisch verantwortlichen Gremien kommentieren und/oder anmahnen.

(7)	� Die Stiftung ist selbstlos tätig und verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 
Zwecke. Die Mittel der Stiftung dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke 
verwendet werden. Die Stifter erhalten über die Anwendung des § 58 Nr. 6 AO 
hinaus keine Zuwendungen aus Mitteln der Stiftung.

§ 3 - Stiftungsvermögen, Verwendung der Mittel

(1)	� Das Stiftungsvermögen (Grundstockvermögen) im Zeitpunkt der Anerkennung der 
Stiftung ergibt sich aus dem Stiftungsgeschäft.

(2)	� Im Interesse des langfristigen Bestands der Stiftung ist das Stiftungsver
mögen (Grundstockvermögen nach Absatz 1 einschließlich eventueller 
Zustiftungen) in seinem Nominalwert möglichst ungeschmälert zu erhalten. 
Vermögensumschichtungen sind zulässig. Umschichtungsgewinne dürfen ganz 
oder teilweise zur Erfüllung der Stiftungszwecke verwendet werden; Satz 1 ist  
zu beachten.

	� Dem Stiftungsvermögen wachsen diejenigen Zuwendungen zu, die dazu 
bestimmt sind; die Stiftung darf derartige Zustiftungen annehmen. Sie darf 
auch Zuwendungen ohne Zweckbestimmung aufgrund einer Verfügung von 
Todes wegen, freie Rücklagen im Sinne von § 62 Absatz 1 Nr. 3 AO sowie die in  
§ 62 Absatz 4 AO genannten Überschüsse und Gewinne dem Stiftungsvermögen 
zuführen. Für diese Zuwendungen und Zustiftungen gilt Satz 1 nur dann, wenn das 
Werterhaltungsgebot seitens des Zuwendungsgebers ausdrücklich damit verbunden 
wird und dies auch entsprechend schriftlich dokumentiert ist.

(3)	� Die Erträge des Stiftungsvermögens und die ihm nicht zuwachsenden Zuwendungen 
sind ausschließlich und zeitnah zur Erfüllung der Stiftungszwecke zu verwenden.

(4)	� Die Bildung von Rücklagen ist zulässig, soweit hierdurch die Steuerbegünstigung der 
Stiftung nicht beeinträchtigt wird.
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(5)	� Die Mittel der Stiftung dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet 
werden. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Stiftung fremd 
sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.

§ 4 - Kuratorium*

(1)	� Einziges Organ der Stiftung ist vorbehaltlich des § 6 Absatz 5 bis auf Weiteres das 
Kuratorium. Das Kuratorium besteht aus mindestens drei und bis zu acht Mitgliedern. 
Das erste Kuratorium ist im Stiftungsgeschäft berufen. Ihm gehören als geborene 
Mitglieder die Stifter sowie ein Vertreter der Deutsches Stiftungszentrum GmbH 
(DSZ), 45239 Essen, Barkhovenallee 1 an.

(2)	� Die Stifter können mit dem Amtsantritt ihren jeweiligen Nachfolger und für deren 
Wegfall jeweils ein Ersatzmitglied benennen und deren Namen hinterlegen. Die 
Benennung kann jederzeit geändert werden und kann auch durch letztwillige 
Verfügung erfolgen. Soweit dies durch die Stifter nicht geschehen ist, obliegt 
nach deren Tode die Benennung von drei geborenen Mitgliedern “dem Präsidium” 
des Stifterverbandes; bei einem dieser geborenen Mitglieder soll es sich um einen 
hochrangigen Vertreter “des DSZ” handeln.

(3)	� Die geborenen Mitglieder können bis zu fünf weitere Mitglieder für die Dauer von  
jeweils fünf Jahren berufen (kooptierte Mitglieder); § 5 Absatz 2 der Satzung  
gilt sinngemäß. Die kooptierten Mitglieder des ersten Kuratoriums sind im 
Stiftungsgeschäft genannt. Beim Ausscheiden eines kooptierten Kuratoriums
mitgliedes kann von den geborenen Mitgliedern ein Nachfolger berufen werden. 
Wiederberufung ist möglich. Bei Unterschreiten der Mindestmitgliederzahl führen 
die verbliebenen Kuratoriumsmitglieder bis zum Amtsantritt der Nachfolger 
für ausgeschiedene Mitglieder die unaufschiebbaren Aufgaben der laufenden 
Stiftungsverwaltung allein weiter. 

(4)	� Die kooptierten Mitglieder des Kuratoriums sollen Persönlichkeiten sein, die 
durch den Verlauf ihres Lebens, insbesondere ihrer beruflichen Tätigkeit, ihre 
Übereinstimmung mit den Stiftungszielen bestätigt haben und weltanschaulich nicht 
einseitig festgelegt sind. Es soll darauf verzichtet werden, Mitglieder zu kooptieren, 
die in unmittelbarer politischer Verantwortung stehen.

(5)	� Die Mitglieder des Kuratoriums sind grundsätzlich ehrenamtlich tätig. Ihnen dürfen 
keine Vermögensanteile zugewendet werden. Sie haben Anspruch auf Erstattung 
der ihnen entstandenen angemessenen Auslagen und Aufwendungen. Im Bedarfsfall 
kann eine angemessene Vergütung gewährt werden.

(6)	� Die Stifter oder ihre jeweiligen Nachfolger bestimmen einen von ihnen zum 
Vorsitzenden. Vorsitzender des ersten Kuratoriums ist Edzard Reuter. Der 
stellvertretende Vorsitzende ist stets der Vertreter des DSZ. Im Innenverhältnis 
ist der stellvertretende Vorsitzende gehalten, für den Vorsitzenden nur bei dessen 
Verhinderung zu handeln.

(7)	� Die Mitglieder des Kuratoriums haften nur für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit.

* �Im Dienste einer besseren Lesbarkeit des Textes werden im Folgenden die sprachüblichen, männliche Personen-

Bezeichnungen verwendet; es sind ausdrücklich stets beide Geschlechter gemeint.
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§ 5 - Beschlussfassung

(1)	� Das Kuratorium kann sich eine Geschäftsordnung geben. Es fasst seine Beschlüsse in 
Sitzungen oder im Wege schriftlicher Abstimmung. Der Vorsitzende lädt schriftlich 
unter Mitteilung der Tagesordnung zur Sitzung ein oder fordert zur schriftlichen 
Abstimmung auf. Über die Sitzungen des Kuratoriums ist eine Niederschrift 
anzufertigen, die vom Sitzungsleiter und Protokollführer zu unterzeichnen ist. 
Beschlüsse sind im Wortlaut festzuhalten.

(2)	� Das Kuratorium ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte seiner Mitglieder, darunter 
der Vorsitzende, an der Beschlussfassung mitwirken. Im schriftlichen Verfahren 
gilt eine Äußerungsfrist von sechs Wochen seit Absendung der Aufforderung zur 
Abstimmung. Beschlüsse werden, soweit die Satzung nichts anderes bestimmt, mit 
einfacher Mehrheit der Anwesenden oder der sich an einer schriftlichen Abstimmung 
beteiligenden Mitglieder gefasst. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme 
des Vorsitzenden.

(3)	� Beschlüsse, die eine Änderung des Stiftungszwecks, die Zusammenlegung mit einer 
anderen Stiftung oder die Auflösung der Stiftung betreffen, können nur auf Sitzungen 
gefasst werden. Nach dem Tod der Stifter ist eine Änderung des Stiftungszwecks 
grundsätzlich nicht mehr möglich, es sei denn, dass nach menschlichem Ermessen 
kein weiterer Bedarf mehr für die satzungsgemäße Aufgabenstellung besteht. In 
diesem Fall ist der Stiftungszweck in eine vergleichbare Zielsetzung zu ändern, die 
dem friedlichen und toleranten Zusammenleben von Menschen unterschiedlicher 
Prägung in einer freiheitlich-demokratischen Gesellschaft dient.

§ 6 - Aufgaben des Kuratoriums, Vertretung

(1)	� Das Kuratorium hat die Funktion des Vorstandes einer Stiftung im Sinne der  
§§ 81 Absatz 1 Nr. 5, 86, 26 BGB; es vertritt die Stiftung gerichtlich und 
außergerichtlich. Das Kuratorium hat die Stellung eines gesetzlichen Vertreters 
und handelt durch seinen Vorsitzenden allein oder durch dessen Stellvertreter und 
ein weiteres Mitglied gemeinschaftlich. Die Mitglieder des Kuratoriums sind vom 
Selbstkontrahierungsverbot nach § 181 BGB befreit.

(2)	� Das Kuratorium verwaltet die Stiftung nach Maßgabe dieser Satzung in eigener 
Verantwortung und wird hierbei gemäß § 7 der Satzung vom DSZ unterstützt. Es 
hat dabei den Willen der Stifter so wirksam und nachhaltig wie möglich zu erfüllen. 
Die Kuratoriumsmitglieder sind zur gewissenhaften und sparsamen Verwaltung des 
Stiftungsvermögens und der sonstigen Mittel verpflichtet.

(3)	� Das Kuratorium beschließt über die Verwendung der Stiftungsmittel und über die 
Kriterien für eine laufende Erfolgskontrolle und Evaluation.

(4)	� In Abstimmung mit dem DSZ kann das Kuratorium einen Geschäftsführer einsetzen, 
dessen Zuständigkeits- und Verantwortungsbereich auf der Grundlage einer 
rechtsgeschäftlichen Vollmacht auf die Zweckerfüllung ausgerichtet ist und 
der damit für die Planung, Vorbereitung und Umsetzung der Maßnahmen der 
Zweckverwirklichung Sorge trägt. Das Kuratorium legt die Aufgabenstellung sowie 
die finanzielle und personelle Ausstattung der jeweiligen Geschäftsführung fest. 
Insbesondere obliegt es der Geschäftsführung, Zuwendungen von Dritter Seite,  
insbesondere Spenden, für die Verwirklichung der Stiftungszwecke einzuwerben.
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(5)	� Unter Beachtung von § 8 Absatz 1 dieser Satzung kann das Kuratorium mit 
Zustimmung des DSZ beschließen, an seiner Stelle einen Vorstand im Sinne  
der §§ 86, 26 BGB einzurichten und zu berufen und in Abänderung von Absatz 1  
seine eigene Verantwortung auf die eines Überwachungsorgans, das dann 
Stiftungsrat genannt wird, zu beschränken.

§ 7 - Stiftungsverwaltung

(1)	� Unter Berücksichtigung von § 6 Absatz 4 obliegt dem DSZ die Verwaltung der 
Stiftung. Hierzu gehören die Vorbereitung der Kuratoriumsentscheidungen 
und deren Umsetzung sowie insbesondere die Wahrnehmung der laufenden 
Geschäfte einschließlich der Vermögensverwaltung gemäß den vom Kuratorium 
aufgestellten Richtlinien. Die einzelnen Aufgaben und Befugnisse werden 
in einem Geschäftsbesorgungsvertrag geregelt. Das DSZ entsendet einen 
Vertreter als geborenes Mitglied des Kuratoriums und ist im Übrigen dem 
Kuratorium gegenüber verantwortlich und an seine Weisungen gebunden. 
Für seine Tätigkeit im Rahmen der Stiftungsadministration erhält das DSZ ein  
angemessenes Entgelt.

(2)	� Das DSZ legt dem Kuratorium auf den 31.12. eines jeden Jahres einen Bericht vor, der auf 
der Grundlage eines testierten Vermögensnachweises die Vermögensanlage sowie 
die Mittelverwendung erläutert. Im Rahmen seiner öffentlichen Berichterstattung 
sorgt er in Abstimmung mit einem etwaigen Geschäftsführer (§ 6 Absatz 4) auch für 
eine angemessene Publizität der Stiftungsaktivitäten.

(3)	� Das DSZ überprüft regelmäßig die sachgerechte Verwendung der Stiftungs
mittel und erstattet darüber Bericht. Die Stiftung ist jährlich durch einen 
Wirtschaftsprüfer oder eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft prüfen zu lassen. 
Der Prüfungsauftrag muss sich auch auf die Erhaltung des Stiftungsvermögens 
sowie die satzungsgemäße Verwendung der Stiftungsmittel (Erträge und 
etwaige Zuwendungen) unter Erstellung eines Prüfungsberichts im Sinne von  
§ 8 Absatz 2 des Berliner Stiftungsgesetzes (StiftG Bln) erstrecken. Das Kuratorium 
beschließt den Bericht über die Erfüllung des Stiftungszwecks und den vom ihm 
gewürdigten Prüfungsbericht nach Satz 2 und 3 als Jahresbericht.

§ 8 - Satzungsänderungen

(1)	� Beschlüsse, die die Satzung der Stiftung ändern, bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der 
Zustimmung aller geborenen Mitglieder.

(2)	� Ändern sich die Verhältnisse derart, dass die Erfüllung des Stiftungszwecks 
vom Kuratorium nicht mehr für sinnvoll gehalten wird, so kann es einen neuen 
Stiftungszweck beschließen; § 5 Absatz 3 ist zu beachten. Auch dieser Beschluss 
bedarf der Zustimmung aller geborenen Mitglieder des Kuratoriums. Der neue 
Stiftungszweck hat gemeinnützig zu sein.

(3)	� Alle Satzungsänderungen bedürfen der Zustimmung des DSZ.
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§ 9 - Auflösung der Stiftung, Zusammenlegung

Das Kuratorium kann mit Zustimmung aller geborenen Mitglieder die Auflösung der 
Stiftung oder ihre Zusammenlegung mit einer anderen Stiftung beschließen, wenn 
die Umstände es nicht mehr zulassen, den Stiftungszweck dauernd und nachhaltig zu 
erfüllen. § 8 Absatz 3 ist zu beachten.

§ 10 - Vermögensanfall

Bei Aufhebung oder Auflösung der Stiftung oder bei Wegfall steuerbegünstigter 
Zwecke ist das Vermögen auf den Stifterverband für die deutsche Wissenschaft e.V.  
zu übertragen mit der Auflage, es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige 
Zwecke zu verwenden, die den bisherigen Stiftungszwecken möglichst nahe kommen.

§ 11 - Stellung des Finanzamtes

Beschlüsse über Satzungsänderungen und der Beschluss über die Zusammenlegung mit 
einer anderen Stiftung sowie die Auflösung der Stiftung sind dem zuständigen Finanzamt 
anzuzeigen. Für Satzungsänderungen, die den Zweck der Stiftung betreffen, ist die 
Unbedenklichkeitserklärung des Finanzamtes einzuholen.

§ 12 - Staatsaufsicht

(1)	� Die Stiftung unterliegt der Staatsaufsicht Berlins gemäß den Vorschriften des 
Berliner Stiftungsgesetzes.

(2)	� Die Mitglieder des Kuratoriums sind nach § 8 StiftG Bln verpflichtet, der 
Aufsichtsbehörde

	 –	� unverzüglich die jeweilige Zusammensetzung des Kuratoriums einschließlich 
der Verteilung der Ämter innerhalb des Kuratoriums anzuzeigen, zu 
belegen (Wahlniederschriften, Bestellungsurkunden, Annahme- bzw. Rück
trittserklärungen oder sonstige Beweisunterlagen) und die Anschrift  
der Stiftung und die Wohnanschriften der Mitglieder des Kuratoriums mitzuteilen;

	 –	� den Jahresbericht gemäß § 8 StiftG Bln einzureichen; dies soll innerhalb von acht 
Monaten nach Schluss des Geschäftsjahres erfolgen; der Kuratoriumsbeschluss 
ist beizufügen.

(3)	� Beschlüsse über Satzungsänderungen, die Auflösung der Stiftung oder ihre 
Zusammenlegung mit einer anderen Stiftung bedürfen der Genehmigung der 
Aufsichtsbehörde. Die Genehmigung ist von den vertretungsberechtigten 
Kuratoriumsmitgliedern bei der Aufsichtsbehörde zu beantragen.


